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Liebe Leserinnen, liebe Leser, 

Editorial

In dieser Ausgabe der Informationen liegt der Schwerpunkt auf interessanten 

Fragen und Probleme, die aktuell in der politischen Diskussion und damit auch in 

der politischen Bildung eine Rolle spielen. 

Zunächst greifen wir Gedanken auf, durch die einige Themen in der Politik der 

Europäischen Union berührt werden: Welches Geschichtsbild steht hinter 

unseren Stellungnahmen zum Krieg Russland-Ukraine? Warum müssen wir 

darauf hinarbeiten, das Einstimmigkeitsprinzip in der EU zu überwinden? 

Was bedeutet es, für mehr Sicherheit in Europa einzutreten. Vielleicht 

schmunzeln wir auch angesichts der Gedanken, die sich unser Experte für 

Plattdütsch zum „Europabörger und sien Dokument“ gemacht hat. 

In der Serie „Das politische Buch“ machen wir diesmal auf mehrere 

Veröffentlichungen aufmerksam, die auf Probleme der längst nicht abge- 

schlossenen Diskussion „Ossis und Wessis“ hinweisen. Gerade in einem 

Zeitraum, in dem das politische Stimmungsbild in ganz Deutschland in Bewegung 

ist, sollte man die Ursachen und Hintergründe dafür erfragen. 

Wir empfehlen auch, die Zusammenfassung der ganz aktuellen und umfang- 
reichen Studie von Sascha Hölg zum Thema „Medienuntersuchung und politische  
Kultur  in  Mecklenburg-Vorpommern“  zu  beachten.  In unserem Bundesland  

sind noch viele Fragen zum Stellenwert der politischen Bildung zu klären, wenn 

wir unsere Bürgerinnen und Bürger nachhaltiger erreichen wollen. Auch die 

staatliche Förderung politischer Kultur in unserem Bundesland bedarf durchaus 

weiterer Überlegungen. 

Über die Fragen zur internen Wirksamkeit des Trägervereins und seines 

Bildungsringes „Europa MV“ werden wir nach den nun erfolgten Personal- 

entscheidungen des Landesvorstandes sicher in der nächsten  Ausgabe  

der  „Informationen“ wieder konkreter berichten können. Neue Mitarbeiter 

bringen auch neue Gedanken für unsere Arbeit im Landesverband und in seinen 

Kreisverbänden in die Diskussion. 

Setzen wir unsere europäischen Aktivitäten mit Elan und Optimismus fort.  

Prof. Dr. Joachim Gasiecki, Ehrenvorsitzender des Landesverbandes EUD-MV 
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#### 

Teil I 

Informationen aus dem Bildungsring „Europa MV“ 
 
 
 

 

„Deutsche, Russen und das Weltkriegsende am 8. Mai“ 

Aus einem Kommentar von Christoph von Marschall, 
(„Tagesspiegel online, 09.05. 2023) 

 
„Die großen historischen Linien folgen nicht Schwarz-Weiß-Schemen, in 

denen die Rollen von Gut und Böse auf ewig klar verteilt sind – auch wenn 

staatliche Propaganda oft so tut. Die reale Geschichte ist voller Brüche und 

Widersprüche. 

Gerade diese Brüche bieten Anlässe, die eingeübten Geschichtsbilder zu 

hinterfragen. Sie rechtfertigen es aber nicht, die eine Blindheit durch eine 

andere zu ersetzen. 

Angesichts der russischen Kriegsverbrechen in der Ukraine wäre es 

fragwürdig, mit den Repräsentanten Putins auf Völkerfreundschaft als Lehre 

aus dem Weltkrieg anzustoßen. Der Ukrainekrieg taugt jedoch auch nicht 

als Argument, die Rolle der Sowjetunion bei der Befreiung von Hitler zu 

vergessen. Er nimmt auch nichts weg von der deutschen Schuld an 

monströsen Kriegsverbrechen. 

Ein Geschichtsbild, das nur noch aktuelle russische Schuld sieht, wäre 

ähnlich unehrlich wie das von Moskau über Jahrzehnte oktroyierte 

Gedenken, in dem der Hitler-Stalin-Pakt nicht vorkam. Und in dem 

unterschlagen wurde, dass Polen im September 1939 von zwei Seiten 

überfallen wurde, von Hitler im Westen und kurz darauf von Stalin im 

Osten. 

Das sowjetische Geschichtsbild war eine Lüge durch Auslassung. Es stellte 

die Siegermacht am Ende des Kriegs ins Zentrum und die Rolle Russlands 

in der Sowjetunion. Unterschlagen wurde die Mittäterschaft zu Kriegs- 

beginn. 

Die Redlichkeit verlangt es, die ganze Geschichte in den Blick zu nehmen. 
Nicht nur am 8. und 9. Mai. Aber für Deutsche ganz besonders an diesen 
beiden Tagen. Und am 1. September, an dem Deutsche den Weltkrieg 
auslösten.“ 

 

https://www.tagesspiegel.de/politik/geschichte-als-waffe-4681396.html
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Auszug aus einer Erklärung des EUD-Präsidenten 
Rainer Wieland zum Europatag am 09.05. 2023 

 
„Wer heute in Europa Verantwortung trägt, kann die europäische Politik 
nicht weiter aufschiebend, verzögernd betreiben. Ob das Leben in Europa 
mittel- bis langfristig in Frieden und Freiheit möglich sein wird, ob es 
lebenswert bleibt, entscheidet sich in unserer Zeit. Da zählt jede politische 
Handlung, aber auch jedes politische Unterlassen. 

 

Die drei großen Herausforderungen, die geopolitische, die demografische 
und die ökologische ziehen viele weitere nach sich. Sie betreffen nicht nur 
alle Europäerinnen und Europäer gleichermaßen, sie lassen sich auch nur 
gemeinsam bewältigen. Kein Mitgliedstaat allein verfügt auch nur 
ansatzweise über die Mittel, die sich abzeichnenden Krisen zu bestehen. 
Das kann nur in gemeinsamer europäischer Anstrengung geschehen. 
Deshalb sollte der diesjährige Europatag, der angesichts des großen 
Sterbens in der Ukraine kein Freudentag sein kann, Anlass für einen Ruck 
geben, der durch die europäischen Hauptstädte gehen muss. 

 

Es ist Zeit für mutige Schritte wie die Abschaffung des Vetorechts der 
Mitgliedstaaten in den verbleibenden Politikfeldern und die Abkehr von der 
intergouvernementalen Methode, die zu nichts anderem führt als zu 
Stillstand. Die erfolgreiche Verteidigung der Demokratie in Europa fängt 
damit an, dass wir auch in der europäischen Politik konsequent auf 
demokratische Spielregeln setzen. Die Totalblockade oder sogar Erpres- 
sung durch Einzelne ist damit unvereinbar. Mehrheitsentscheidungen 
können auch ohne Vertragsreform zur Regel werden. 

 

Zudem sehen die Verträge ausdrücklich die Möglichkeit vor, einen 
Konvent einzuberufen. Es mag immer Gründe geben, die dagegen 
sprechen. Wenn die existenzielle Krise aber Mut erfordert und mehr 
Bewusstsein für die europäische Schicksalsgemeinschaft, dann ist der 
Zeitpunkt dafür jetzt genau der richtige. Deshalb schließt sich die 
überparteiliche Europa-Union Deutschland der Forderung ihres Dach- 
verbands, der Union Europäischer Föderalisten, nach einem Konvent 
ausdrücklich an.“ 

 

(Da ein großer Teil unserer Mitglieder die Profile Facebook, Twitter, Insta- 
gram und Linkedln kaum oder gar nicht nutzt, veröffentlichen wir in den 
„Informationen“ den Text von Rainer Wieland vom 09. 05 2023, da er prak- 
tisch eine „zeitlose“ Bedeutung hat!) 
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Qualifizierte Mehrheit in der EU-Außenpolitik? 

 
Am 04.05.2023 unterzeichneten neun EU-Staaten, die sich zu einer 
losen Vereinigung „Freundesgruppe für Qualifizierte Mehrheits- 
entscheidungen in der Außen- und Sicherheitspolitik der EU“ zu- 
sammengefunden haben (Belgien, Deutschland, Finnland, Frankreich, 
Italien, Luxemburg, Niederlande, Slowenien und Spanien) eine 
Erklärung, in der sie eine Abkehr von der Beschlussfassung durch 
Kompromisse und eine Hinwendung zu einem System der qualifi- 
zierten Mehrheit ohne Vetorecht fordern. 

Dieser Position hat sich Josep Borrell, seit Dezember 2019 Hoher 
Vertreter für Außen- und Sicherheitspolitik und Vizepräsident der 
Europäischen Kommission, angeschlossen und dazu gesagt: 

„Ich unterstütze die Entscheidungsfindung in der EU-Außen- 
politik durch eine qualifizierte Mehrheit. Aber um die ein- 
stimmige Beschlussfassung aufzuheben, braucht man einen 
einstimmigen Beschluss. Ich weiß, dass das schwierig ist, weil 
jeder das Vetorecht behalten will. Einstimmige Beschluss- 
fassung bedeutet Vetorecht. Einstimmige Beschlussfassung 
bedeutet, dass wir, wenn uns etwas nicht gefällt, es blockieren, 
bis es etwas anderes gibt. Die europäischen Länder sind zu 
klein, um in einer Welt der großen Staaten zu überleben. China 
ist ein Staat, die USA sind ein Staat, Indien ist ein Staat, aber 
wir sind kein Staat, wir sind ein Club von Staaten. Wir brauchen 
also Regeln, die es uns ermöglichen, schneller zu handeln.“ 

 

 
#### 
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Pandemie aktuell 
 

 
 

Zum Ende des internationalen Gesundheitsnotstandes 

Am 05.05.2023 hat die Weltgesundheitsorganisation (WHO) den Ende Januar 

2022 verhängten internationalen Gesundheitsnotstand nach dem Ausbruch des 

Coronavirus in China als beendet erklärt. Die meisten Staaten hatten Anfang Mai 

bereits ihre Schutzmaßnahmen zurückgefahren bzw. ganz aufgehoben, so auch 

die Bundesrepublik Deutschland, die schon am 08.04.2023 das Ende der 

Maßnahmen verkündete. Gleichzeitig warnte die WHO aber auch und stellte 

fest: „Das bedeutet jedoch nicht, dass COVID-19 als globale Gesundheits- 

bedrohung vorbei ist.“ 

Wir vergleichen an dieser Stelle unsere bisher veröffentlichten Angaben zu 

Corona-Infektionen und damit in Verbindung stehenden Todesopfern mit den 

aktuellen Angaben der WHO. 

Die WHO geht von amerikanischen Zahlen aus, die bis März 2023 rund 676 

Millionen Infektionen erfasst hatten. Ferner geht man davon aus, dass weltweit 

mindestens 20 Millionen Menschen im Zusammenhang mit einer Corona- 

Infektion verstorben sind, da aber eine gewisse Dunkelziffer bestehe, sei 

anzunehmen, dass wahrscheinlich noch mehr Menschen verstorben sind. Die in 

den „Informationen“ von uns eingebrachten Zahlen lagen für die gesamte Welt 

höher, nämlich bis zu 61 Millionen Tote. Das Robert-Koch-Institut in der 

Bundesrepublik meldete mehr als 38 Millionen Infektionen in Deutschland sowie 

etwas mehr als 173 000 Tote nach einer Corona-Infektion. Wir hatten in den 

Informationen die gleiche Zahl an Infektionen bis etwa Februar/März 2023 in 

Deutschland gemeldet, bei den Toten nannten wir für Deutschland etwas 

weniger, nämlich nur über 150 000. Die Abweichungen erklären sich durch die 

von verschiedenen Instituten und von Medien benutzten unterschiedlichen Zähl- 

methoden. 

(Und eine Bitte um Verzeihung: In den „Informationen“ Nr. 89 sind in der Serie „Pandemie 

aktuell“ bei den Todeszahlen im Februar 2022 fälschlicherweise die Zahlen aus der letzten 

Informationsbroschüre noch einmal angeführt worden.) 

J. G. 
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Dei Europabörger un sien Dokument 

(Behrend Böckmann, Kirch Rosin) 
 

So as 'n Amerikaner nich ut Kalifornien orrer Texas, sonnern ut'e Staaten kümmt, 
so ward 'n Düütscher orrer 'n Franzos' in por Johren ut Europa kåmen. Brüssel 
ward denn up Grund vonne EU-Infrastruktur dei Hauptstadt von Europa sien un 
Frankfort an'n Main blifft mit dei EZB dat Geldzentrum von'n Europä'schen Staat. 
Dei Europastaat is mit Europol Mitglied bi Interpol, dat denn Sitz in Frankriek 
bibehöllt. Dat düütsche Kraftfahrt-Bundesamt blifft in Flensborg, ward œwer dat 
Europäisch Kraftfohrtamt in Wien ünnerstellt, dat böbelste Gericht ward in 
Warschauansiedelt, inne Downing Street hett man sik dat œwerlecht un dat UK 
is wedder 'n europä'scher Bunnesstaat orrer Region, denn dei einstigen Länner 
gellen nu as Regionen. Sei kriegen nu Order ut'e Europahauptstadt Brüssel, 
kœnen œwer taun Bispill wiederhen noch eigen Geldkorten utgäben, dei denn 
in Verbinnung mit dei EURO-Geldkort güllig sünd. 

Dei EURO-Druckerie verlangt för jede Oort von Utwies, ob Pass, Reisedokument, 
Fohrer- un Waffenschien orrer dei Versäkerungskort för'n Dokter 'n biometrisch 
Aflichtung, dei dei rechte un linke Hälft von't Gesicht mittig vonne Kinnspitz bet 
taun Koppenn' mit Hor wiest un in'n Hochformat 35 x 45 m m grot sien möt. 
Son'n Bild lött sik nich as Selfi scheiten, dat möt 'n Fachmann måken un wenn 
dei Kunn' dat will, denn ward dei Aflichter dei Aflichtung up denn digitalen Wech 
dorhen mählen, wohen sei sall. So as Unkel Amazon mien digitale Bestellung 
digital in China ordert un dei Hannelsmann in China mi digital mitdeilt, dat dei 
Artikel up'n Wech bröcht is un dei Paketutfohrer mi digital taukåmen lött, dat 
hei dei Sennung ut China taulådt hett un mi dat Paket twüschen Klock ein un twei 
taustellen ward, so ard jedwede Kommunikatschon denn ok in denn niegen un 
groten Staat Europa aflopen. So as jederein tau Tiet 'n Klœnkasten orrer 
Ackerschnacker hett, ward taukünftig jeder Hushalt 'n Klappräkner as digitalet 
Endgerät kriegen, mit wecker nich blot up'n digitalen Wech Dokumente ordert 
un annåhmen warden, sonnern Minschen ok von Angesicht tau Angesicht 
miteinanner schnacken kœnen. Un dor man sik noch nich schlüssig is, weck Språk 
orrer wecker Språken Amtsspråk orrer Verkihrsspråk warden, helpen 
Œwersettungsmaschinen bi dei Kommunikatschon, denn man will Sorben 
(düütsche Region), Kaschuben (polnische Region), Pomaken (bulgarisch- 
griechich Region), Korsen (franzöös'sche Region), plattdüütsch upwussen 
Minschen anne Nuurd- un Ostseeküst un väle anner europäisch 
Minnerheiten un äbenso all dei välen nicheuropä'schen Inwannerer nich 
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taumauden, inne Schlaxcht üm denn Erhalt von ehr eigen Mudderspråken noch 
'n niege europäisch „lingua franca“ tau lihrn. 

So as nu all œwerall dei EURO-Hymne sungen ward, so kåmen glieke Afgåwen 
för Strom, Wåder un Verkihr hentau, dei EURO-Schaul hett 'n EURO-Curriculum, 
Frugens kriegen mit 60 Johr, Mannslüd mit 65 Johr dei EURO-Rent von minnest 
1.400 € in'n Månd. Bi die Bepriesusng von Woren hett männigein sik die olle 
Sowjetunion taun Ogenspägel nåhmen, dor geef dat för Sibirien un denn Hogen 
Nuurden 'n lütten Tuaschlach taun Lohn un dorför wier dei Zucker in Nowosibirsk 
denn por Kopeken dürer as in Moskau un Leningrad. Un ok süss kann'n sik bi 
östlichen Nåwern wat afkieken, denn so as die Fohrt mit dei „Transsib“ dat 
Beläwnis is, künn dat ok 'n „Transeuro“ von Gibraltar bet Reval up 'n knapp 5000 
km lange Streck gäben. Wenn disse Toch tau sien Jumfernfohrt dörch't vereinte 
Europa rullen ward, denn is ok dei Dach kåmen, an weckern jeden Europäer 
twüschen Dumen un Wiesfingern 'n Mikro-Eurochip insett't wür, dei em utwiest 
as Person un nödig is bei allerlei anner Geschäften. Tau verglieken is disse Chip 
nner dei Hut mit denn Kattenchip, denn dei Veihdokter dei Katt in't Uhr setten 
deit un dei dorför sorcht, dat dei Kattenklapp anne Husdör för dei huseigen un 
nich för 'n frömde Katt up un tau geiht. Bi'n Dokter un Diskaunter, in't 
Krankenhus, up'e Sporkass, in Toch un Bus, un œwerall dor, wo 'n Minsch sik 
utwiesen möt, stråkt 'n Euroafläser dei Hand un tauhus up denn Klappräkner 
kœnen dei Kassenbongs, Räknungen, Ordonanzen, Bussgeldbescheide, 
Inlådungen usw. utdruckt warden. 

Dat dei Drom von't Eurodokument as lütter Chip twüschen Dumen un Wiesfinger 
ünner dei Hut wohr ward, dat kann noch duern. So as Michelangelo von't Fleigen 
drömt un sien Holtgestell sik nå por Johrhunnerte taun Airbus musert, kann dat 
ok mit denn Chip as Eurodokument kåmen. Œwer villicht is dat ierst so wiet, 
wenn all Europäer vegetarisch-vegan läben un oortgerecht hollen Käuh, 
Schwien, Schåp un anner Dierten blot noch in'n Zooanlågen tau bewunnern 
sünd. 

###
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Das „Politische Buch“ (7) - drei Äußerungen zu einem Thema! 
 

„Den Diskursraum einmal kräftig 
durchfegen“ 

Aus einer Rezension in der Netz-Zeitung der FAZ 
 

„Westliche“ Urteile über den „Osten“ gibt es nach 30 Jahren Einheit. Dieses Buch 
bricht radikal mit diesem alten Muster. Heraus kommt eine Polemik, die ebenso 
ungerecht wie treffend ist. 

 

Am Ende fragt der Autor selbst, was für ein Buch er da geschrieben hat. „Eine 
Schmähschrift, eine Tirade, eine Litanei, eine Polemik, ein undifferenzierter 
Redeschwall?“ Es ist vor allem eine Wutrede, hemmungslos, wütend, 
provozierend, undifferenziert und ungerecht. Erstes Gefühl beim Lesen, 
zumindest für den im Osten sozialisierten Rezensenten: Es hat etwas 
Reinigendes und, zugegeben, auch Befreiendes. Denn Oschmann fegt den beim 
Thema Osten bis heute fast ganz westdeutsch dominierten Diskursraum mal so 
richtig durch und steigert sich in einen Rausch. Zweites Gefühl: Sind wir nicht 
eigentlich schon viel weiter? 

 

Letztere Kritik gab es bereits, als Oschmann, der aus Gotha stammt und an der 
Universität Leipzig Neue Deutsche Literatur lehrt, vor einem Jahr in der F.A.Z. 
einen Aufsatz unter dem Titel „Wie sich der Westen den Osten erfindet“ 
veröffentlichte, der eine – positiv wie negativ – ungeheure Resonanz nach sich 
zog. Das Buch ist nun eine erweiterte und detaillierte Auseinandersetzung mit 
dem Thema, was Ostdeutsche im wiedervereinigten Deutschland zu melden 
haben, wo und wie sie vorkommen und wie über sie geredet wird. Angesichts 
der Fülle an Beispielen, die Oschmann schildert, muss man konstatieren, dass 
wir offensichtlich doch nicht so viel weiter sind. 

 

Auch 30 Jahre nach der Einheit sei der Osten im öffentlichen Diskurs der 
Bundesrepublik die Abweichung, der komische Landstrich, der aufholen, lernen 
und sich normalisieren müsse, während der Westen stets die Norm sei. Die DDR 
werde bis heute nicht als Teil gesamtdeutscher Geschichte begriffen, der sie 
zweifellos ist    und   die  sogenannten  neuen  Länder  würden  lediglich  als 
„klapperndes Anhängsel“ betrachtet. Oschmann fordert nun, den Osten zu 
„desidentifizieren“, also aus seinem ungewollten und zugeschriebenen 
Ostdeutschsein, „aus der Schmuddelecke“ herauszuholen, „in die ihn der 
Westen zur Sicherung des eigenen Wohlbefindens erfolgreich verbannt hat“. 
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Da ist bei aller Polemik viel dran, wie etwa der Umgang mit Rechtsextremismus, 
der AfD oder den Corona-Protesten zeigt: Sie werden in der Öffentlichkeit fast 
ausschließlich im Osten verortet, oft mit dem Zusatz, dass es der Osten sei, der 
spalte. Doch weist der Autor zu Recht darauf hin, dass es die einseitige 
Zuschreibung dieser gesamtdeutsch auftretenden Probleme ist, die spaltet. 
Ostdeutschland fungiert in der Bundesrepublik als eine Art gesellschaftliche Bad 
Bank, in die alle Probleme ausgelagert werden. Oschmann prangert das an. Über 
den Osten werde „zynisch, herablassend, selbstgefällig, ahistorisch und 
selbstgerecht“ geredet, Osten sei ein Stigma, Ostdeutschsein „das Allerletzte“. 
Beim Lesen würde man gern mal Luft holen, aber Oschmann macht ein 
Höllentempo, bringt Beispiele wie das eines Kölner Kirchenmannes, der anregte, 
tschechischen Atommüll gegen Sachsen zu tauschen, oder das eines 
renommierten Schriftstellers, der Romane mit Fallschirmen über dem 
vermeintlich ungebildeten Dresden abwerfen wollte. 
 

Ähnliches würde in Bezug auf westdeutsche Regionen oder andere 
Bevölkerungsgruppen wohl kaum durchgehen. Bis heute ist das Adjektiv 
„ostdeutsch“ in der gesamtdeutschen Öffentlichkeit ein Mittel negativer 
Distinktion: Schriftsteller, Sportler, Schauspieler werden ostdeutsch genannt, 
während ihre West-Pendants nicht westdeutsch, sondern „deutsch“ sind. 
Ostdeutschen jedoch fehlen der gesamtdeutsche Diskursraum und öffentliche 
Schaltstellen, in denen sie vertreten sind. So bleibt viel Unsinn zu oft 
unkommentiert stehen – oder schlimmer noch: unbemerkt. Exemplarisch steht 
dafür ein im Buch erwähnter (und im Internet abrufbarer) Beitrag des Hessischen 
Rundfunks, der vor der Landtagswahl 2019 einen Reporter ins Nachbarland 
Thüringen sandte: Der Journalist, der (30 Jahre nach der Einheit!) freimütig 
zugibt, quasi nie im Osten gewesen zu sein, weiß nahezu über alles Bescheid und 
belehrt permanent seine Gesprächspartner, allen voran einen alten 
Geschichtslehrer, der ihm aufrichtig etwas zu erklären versucht. Dieser Film 
verschlägt einem in seiner ganzen Ahnungslosigkeit, ja seinem fehlenden 
Anstand, schier die Sprache. … 

Oschmann gibt zu, dass es eine Mehrzahl Ostdeutscher gibt, die ihre Chance im 
wiedervereinten Land genutzt und aus ihrem Leben etwas gemacht haben. Er 
zählt sich selbst dazu, schreibt aber von „frustrierten Zufriedenen“, denen es 
verwehrt bleibe, die Gesellschaft mitzugestalten. Niemand aber verwehrt 
Ostdeutschen die Teilhabe am Gemeinwesen oder an der Mitgestaltung der 
Demokratie. Hier agiert Oschmann, der zu Recht den Paternalismus des Westens 
gegenüber dem Osten kritisiert, selbst paternalistisch. Dass es im ländlichen 
Osten einen eklatanten Frauenmangel gibt, ist als Erklärung für manche 
merkwürdige Entwicklung hilfreich, doch was soll daraus folgen? Dass die 
Bundesfamilienministerin jedem Single eine Frau liefert? 
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Dieses Buch wird für Furore sorgen, weil es mit dem alten Muster, den Osten aus 
dem Westen zu erklären, radikal bricht. Anwürfe werden kommen: Darf der 
überhaupt mitreden? Wie kommt er dazu? Zieht die Mauer wieder hoch! Das 
alles ist so erwartbar wie belanglos. Oschmann ist niemand, der die DDR 
wiederhaben will. Er nennt sie uneingeschränkt einen „Unrechtsstaat“, er 

schätzt die Bundesrepublik, er jammert nicht, sondern kritisiert. Der Westen 
kann, nein, er muss endlich lernen, dass Ostdeutsche (und Osteuropäer) sich 
nicht mehr nur zu ihrer Vergangenheit oder ihren eigenen Angelegenheiten 
äußern, wenn sie dazu aufgefordert werden, sondern auch zu jenen des 
vereinten Deutschlands und Europas selbstbewusst Stellung beziehe. 

 

Etwas Humor hätte dem Buch gutgetan, so klingt es überwiegend wie eine 
Abrechnung. Das sollte wohl auch so sein. „Der Ton stört gewaltig, ich gebe es 
sofort zu“, konstatiert Oschmann. Er verstehe den Wunsch nach Differenzierung, 
doch davon gebe es schon genug. So werden ältere Ostdeutsche dieses Buch 
mutmaßlich mit großer Genugtuung lesen, ältere Westdeutsche womöglich mit 
Empörung. Die meisten jungen Deutschen aber, und das ist die gute Nachricht, 
werden sich fragen, worum es eigentlich geht. 

 

(Eine Rezension von Stefan Locke, Korrespondent der „Frankfurter Allgemeinen 

Zeitung “, in Webseite „FAZ.net“ über das Buch von Dirk Oschmann „Der Osten: 

eine westdeutsche Erfindung“, aktualisiert am 06.03.2023) 

 
 

Ein lesenswertes Buch! Ein Buch, das zum eigenen Nachdenken, zur Überprüfung 

von Standpunkten anregt! Ein Buch, das Diskussionen geradezu herausfordert! 

Ein Buch, das zwingt, über den eigenen Tellerrand hinauszuschauen! Ein Buch, 

das Möglichkeiten bietet, nach Ursachen von Missverständnissen sowohl in 

Deutschland als auch im Rahmen der Europäischen Union zu suchen! Ein Buch, 

das hilft, über die Bewältigung von Krisen zu reflektieren! 

(J.G.) 

Zum Thema „Das politische Buch“ erlauben wir uns, einen im 
„Nordkurier“ vom 08.05.2023 veröffentlichten Leserbrief von Dr. 
Wolfgang Köpp, Alt Rhese, in die „Informationen“ einzufügen, der 
sich zum gleichen Sachverhalt mit dem Hinweis auf ein weiteres Buch 
äußert. 
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„Anregung zum Nachdenken über das Leben in der DDR“ 
 

Gerade hat der Nordkurier einen hochinteressanten Artikel über ein Buch 
veröffentlicht, das von Historikerin Katja Hoyer zuerst in England, nun ins 
Deutsche übersetzt, auch bei uns erschienen ist: „Diesseits der Mauer - eine 
neue Geschichte der DDR 1949-1990“. 

 

Schon das Vorwort reicht eigentlich, um sich - rückblickend - noch einmal mit 
dem eigenen Leben in dieser Zeit zu beschäftigen, es zu überdenken. Wer sich 
mit Menschen aus dem einstigen Mitteldeutschland unterhält, der trifft immer 
wieder auf die Ansicht: „Ich möchte die DDR nicht wiederhaben, aber …!“ 

Und dann kommt es, unterschiedlich zwar, aber mit der mehr oder weniger 
deutlichen Auffassung, dass es besser gewesen wäre, hätte man bei der 
„Vereinigung“ wesentliche Elemente - und oft genannt werden zuerst das 
Gesundheitswesen und die Schulbildung, doch daneben noch andere wichtige 
allgemeingültige Begriffe - mit übernommen. 

Und so scheint dieses Vorwort allein schon zu genügen! Denn die 
unterschiedlichen, dann im folgenden Text vorgebrachten sehr persönlichen 
Erlebnisse haben viele DDR-Bürger in vielerlei Form erlebt, so oder so. Doch die 
Konfrontation mit den westdeutschen „Brüdern und Schwestern“ mit denen von 
uns da drüben“ haben auch immer öfter - selbst bei Verwandten - Nachdenken 
verursacht. 

Da bedürfte es nicht einmal der heute von einzelnen Medien nachträglich gern 
als „Karikatur“ verharmlosten Ansichten wie aus dem Bundestag über die „ost- 
deutsche Jugend“, über die Äußerungen des Herrn „Nachttop-Pfeiffer“ in 
Kindergärten oder die Verhöhnung aus dem Springer-Verlag in jüngster Zeit über 
die nur „Nazis“ oder „Kozis“ aus dem „Osten“. Da braucht es nicht einmal die 
„Wende“ eines Herrn Krenz statt des Mauerfalls, und auch nicht die allerhöchste 
Ehrung seitens des Herrn Bundespräsidenten für die einstige Kanzlerin, der 
Missachtung der deutschen Fahne gegenüber Sportlern und des laut getönten 
„Willkommens“. 

Da hat jeder - durchaus auch aus unterschiedlichem Erleben und auch verschie- 
dener Auffassung - seine Meinung. Es kann nicht verkehrt sein, gründlich zu lesen 
und nachzusinnen. 
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Aus einem Interview vom 10.05.23 zum gleichen Thema mit 
Dietmar Woidke, Ministerpräsident des Landes 

Brandenburg: 

 
„Es ist Zeit für ein neues ostdeutsches Selbstbewusstsein“ 

„Es ist die Überheblichkeit, mit der oft über Ostdeutschland geredet wird. Das 
muss sich dringend ändern.“ Woidke verwahrte sich gegen „Hochnäsigkeit“. 
Über Jahre habe auch er persönlich als Ministerpräsident sehr oft und in den 
verschiedensten Runden vor allem Mitleid mit Ostdeutschland erlebt. „Doch 

jetzt sind wir auf einer anderen Stufe – jetzt geht es um Neid“, sagte der 
Ministerpräsident. „Brandenburg hatte 2022 die beste Wirtschaftsentwicklung 
aller Flächenländer in Deutschland, sie ist fast doppelt so gut wie der 
bundesdeutsche Durchschnitt. Und wir sind erst am Anfang.“ Man werde noch 
besser werden, so Woidke. „Das ist für viele im Westen eine völlig neue 
Wahrnehmung.“ Das Selbstbewusstsein müsse auch dem Bund gegenüber 
geltend gemacht werden. Woidke forderte die Ostdeutschen auf: „Wir selber 
entscheiden darüber, wie wir wahrgenommen werden. Wir selber müssen 
rausgehen.“ Der Ministerpräsident kritisierte, Ostdeutsche seien „noch immer 
deutlich unterrepräsentiert“ in den Führungspositionen. Auch die mediale 
Landschaft sei westdeutsch geprägt. Er habe sich vorgenommen, Ostdeutsche in 
der Repräsentanz seines Landes stärker herauszustellen. Woidke rügte in dem 
Zusammenhang auch die noch immer bestehenden Unterschiede in der 
Bezahlung und fragte, wieso eine Bäckereifachverkäuferin im Osten schlechter 
bezahlt werde als im Westen. „Da fängt das Ganze an, es hört aber nicht dabei 
auf.“ Woidke sieht trotz rechtsextremer Vorfälle … keine Rückkehr des 
Ausländerhasses der 1990er Jahre in Brandenburg. Das Land werde nicht erneut 
vom Rechtsextremismus eingeholt, sagte der Ministerpräsident: „Wir haben 
viel erreicht, so zum Beispiel hunderte Neonazis aus Halbe zu vertreiben.“ 
Brandenburg habe eine lange Geschichte in der Auseinandersetzung mit 
Rechtsextremismus. Brandenburg habe aber heute eine „funktionierende, 
starke Zivilgesellschaft“. Diese brauche aber „auch den starken Staat, der 
repressiv eingreifen muss, wo es Vorfälle gibt“. 

 

 
#### 

https://www.tixio.de/thema/geschichte
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Föderalistisches Forum der EUD 

Thema: Sicheres Europa 

Ein zusammenfassender Bericht über ein Online-Meeting 
 

Das Meeting am 13. 05. 2023 zum Thema „Sicheres Europa“ veranstaltete der 

Bundesverband der Europa-Union Deutschland als Teil einer Serie von online- 

Diskussionen, die Bestandteil einer Verbandsdebatte im laufenden Jahr sind. Es 

geht darum, eine fundierte Grundlage zur Erarbeitung eines „Föderalistischen 

Manifests“ zur Vorbereitung der Europawahl 2024 unter Einbeziehung möglichst 

vieler Mitglieder unseres Verbandes bis zum Herbst dieses Jahres zu schaffen. 

Die folgenden Ausführungen können nur eine knappe Zusammenfassung der 

Diskussion sein, mit denen wir Anstöße in Mecklenburg-Vorpommern geben 

wollen, in weiterführenden Diskussionen eigene Gedanken zum Bereich der 

europäischen Sicherheit zu entwickeln. 

Die Leitung des Meetings lag in den Händen des europaerfahrenen General- 

sekretärs unseres Bundesverbandes Christian Moos. 

Drei Fragen lagen der Diskussion zugrunde: 

- Wie verortet sich Europa in der neuen Welt(un)ordnung? 

- Welche Perspektiven braucht die europäische Verteidigung? 

- Welche Interessen hat Europa in der Welt und wie soll es diese 

durchsetzen und absichern? 

Ausgangspunkt und Grundlage der Diskussion war eine historisch und aktuell be- 

gründete These: Die EU ist als Friedensmacht entstanden und soll auch diesen 

Status behalten, denn das war und ist der Hauptinhalt der europäischen Idee. 

Die aktuelle Aufgabe besteht im Wesentlichen darin, Friedensdiplomatie zu 

betreiben. Natürlich ist ausreichende Sicherheit für Europa notwendig, aber die 

Sicherheitspolitik sollte in eine europäische Friedenskonzeption eingearbeitet 

werden, nicht vordergründig offensiv sein, sondern in bestimmten Maße defen- 

siv angelegt sein. Für Europa ist ein präventives Verhalten wichtig, bei dem 

Projekte verschiedener Art, gerade auch die wirtschaftlichen Fragen, voraus- 

schauend als Strategie der Konfliktvermeidung im Vordergrund stehe. Bei einem 
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solchen präventiven Verhalten sollte die EU in allen dafür geeigneten Bereichen 

mit anderen Staaten der Welt zusammenarbeiten, mit demokratischen, mit 

halbdemokratischen, aber auch durchaus mit autokratischen Staaten, wo es 

geboten erscheint. Die EU ist mehr Wirtschaftsmacht als Militärmacht - und so 

sollte es auch bleiben, auch im Unterschied zu den USA, bei denen die 

Militärmacht im Vordergrund steht. 

Sicherheitspolitisch muss Europa natürlich in der Lage sein, sich zu verteidigen. 

Um dies zu gewährleisten, ist es erforderlich, alle entsprechenden Maßnahmen 

- von der Beschaffung des notwendigen Materials über die Entwicklung eines 

einheitlichen europäischen Systems im militärischen Sicherheitsbereich bis zu 

gemeinsamen Handeln - tatsächlich auch gemeinsam zu realisieren. Nationale 

Alleingänge stehen einer einheitlichen europäischen Position entgegen. 

Gleichzeitig wurde in diesem Zusammenhang aber darauf verwiesen, dass eine 

betonte Entwicklung der EU zu einer Militärmacht auch bedeutet, Europa als 

Friedensmacht zurückzunehmen. Die Schlussfolgerung lautete: Die EU braucht 

ein gemeinsames Sicherheitsverständnis, eine gemeinsame Sicherheitsstrategie. 

Europas Interessen in der Welt haben als Zielrichtung für ihre Verwirklichung 

drei Aspekte: die Interessen anderer Staaten berücksichtigen, die Menschen- 

rechte und die Menschenwürde stützen sowie Rechtsstaatlichkeit einfordern. 

Das gilt in allen politischen Bereichen, besonders auch im Zusammen-hang mit 

den wirtschaftlichen Interessen. 

Aus persönlichen Gründen konnte der Verfasser dieser Rezension das Meeting 

nicht bis zum Ende verfolgen. Aber die Darstellung des Geistes der stattgefunde- 

nen Diskussion wird ausreichend sein. 

 
 

(Joachim Gasiecki) 
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Hölg, Sascha: 

„Mediennutzung und politische Kultur in Mecklenburg- 
Vorpommern“ 

(Arbeitspapier des Instituts für Medienforschung, Hans-Bredow-Institut, 2013) 

Auszug aus Erstveröffentlichung: „Überblick über die wichtigsten Ergebnisse“ 
 

 Über 90 Prozent der Einwohner Mecklenburg-Vorpommers im Alter ab 16 
Jahren sind sehr oder zumindest einigermaßen an den aktuellen Themen in 
ihrem Bundesland interessiert. 

 Informationen zum aktuellen Geschehen in ihrem Bundesland erhalten die 
Einwohner am ehesten über das Fernsehen und das Radio. Jeweils 73 Prozent 
nutzen diese beiden Informationswege mindestens mehrfach pro Woche. 

 In persönlichen Gesprächen erfahren 69 Prozent mehrfach wöchentlich 
Aktuelles aus ihrem Bundesland; im Internet informieren sich 62 Prozent und 50 
Prozent über eine gedruckte Tages- oder Wochenzeitung. 

 Während Menschen im Alter unter 30 Jahren am ehesten in persönlichen 
Gesprächen in Kontakt mit Neuigkeiten und Informationen zum relevanten 
Geschehen im eigenen Bundesland kommen, informieren sich ältere Nutzer 
klassisch in Fernsehen und Radio und die mittlere Altersgruppe nutzt bevorzugt 
das Internet. 

 Von den Nutzern, die sich mindestens mehrfach in der Woche im Fernsehen 
informieren, nutzen 92 Prozent Angebote des NDR; 40 Prozent nutzen privat- 
kommerzielle TV-Angebote und elf Prozent informieren sich im regionalen 
Bürgerfernsehen, wie zum Beispiel bei Fernsehen in Schwerin oder ROK-TV. 

 Unter denjenigen, die regelmäßig Radio hören, um regionale Informationen zu 
bekommen, ist – wie auch beim Fernsehen – der regionale öffentlich-rechtliche 
Rundfunk die am häufigsten genannte Quelle. 

 Unter denjenigen, die das Internet mindestens mehrfach pro Woche für 
regionale Informationen verwenden, nutzen 47 Prozent hierfür soziale Medien. 
Bezogen auf die Gesamtbevölkerung Mecklenburg-Vorpommerns ab 16 Jahren 
entspricht das 29 Prozent. 

 Ausschließlich in sozialen Medien informiert sich nur ein sehr kleiner Teil der 
Befragten. Ein Prozent der Einwohner in Mecklenburg-Vorpommern im Alter ab 
16 Jahren nutzt kein weiteres Medienangebot mindestens mehrfach pro Woche. 
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 15 Prozent der Befragten „sharen“ regelmäßig aktuelle Inhalte; zwölf Prozent 
„liken“ sie und sieben Prozent kommentieren gesellschaftspolitische Themen in 
sozialen Medien. Die Anteile der Bevölkerung, die regelmäßig „liken“ und 
„sharen“, sind unter Anhängern der AfD und der Grünen am größten. 

 Wenn es um gesellschaftlich relevante Informationen über Mecklenburg- 
Vorpommern geht, bevorzugen die meisten Internetnutzer die Textform. 
Insgesamt lesen 57 Prozent häufig oder sehr häufig derartige Beiträge im 
Internet. Beiträge zum Anhören oder zum Anschauen werden von jeweils jedem 
Fünften präferiert (20 %). 

 Als die gegenwärtig wichtigsten Probleme im Bundesland werden die 
Migrationspolitik, die Energiekrise und der Vertrauensverlust gegenüber der 
Politik erachtet. Die wichtigsten Informationsquellen dazu sind das Fernsehen, 
die Zeitung, persönliche Erfahrungen und Gespräche. 

 Die größte Glaubwürdigkeit gilt den öffentlich-rechtlichen Informations- 
angeboten und den regionalen Tageszeitungen; die geringste der 
Boulevardpresse und den Informationen von Politikern und sozialen Medien. 

 Polizei, Justiz, ihrer Gemeindevertretung und Verwaltung vertrauen die 
Menschen in Mecklenburg-Vorpommern am meisten. „Je weiter weg“ sich die 
politischen Institutionen befinden, desto weniger Vertrauen wird ihnen 
entgegengebracht; insgesamt wird den Parteien im Allgemeinen und der 
Bundesregierung am wenigsten Vertrauen geschenkt. 

 Insgesamt stimmen 60 Prozent der Aussage zu, dass die Demokratie das 
politische System ist, welches am besten zu unserer Gesellschaft passt. Zufrieden 
darüber, wie die Demokratie in Mecklenburg-Vorpommern funktioniert, sind 32 
Prozent. 

 Die Anteile unter den Zufriedenen sowie den Teils-teils- und Nicht-Zufriedenen, 
die die abgefragten Medienangebote nutzen, weisen keine unterschiedlichen 
Muster auf. Der deutlich größte Anteil der Bevölkerung wird über klassische 
Informationsanbieter wie die Nachrichten und Presseerzeugnisse, on- und 
offline, sowie in persönlichen Gesprächen von regionalen Informationen 
erreicht. 

 Zwar zeigen sich kaum Unterschiede in der Mediennutzung, deutlich werden 
sie jedoch in den Glaubwürdigkeitszuschreibungen. Diejenigen, die mit dem 
Funktionieren der Demokratie unzufrieden sind, attestieren den Informations-
angeboten weniger Glaubwürdigkeit, insbesondere Informationen von 
Politikern, und sie vertrauen politischen Institutionen deutlich weniger als die 
beiden zufriedeneren Vergleichsgruppen. 
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 Der Ansicht, politisch in Deutschland etwas bewirken zu können, sind zwölf 
Prozent der Befragten. Die Hälfte der über 16-jährigen Einwohner Mecklenburg- 
Vorpommerns ist der Meinung, dass ihre Wirksamkeit nicht besonders stark ist. 

 Die Wahrnehmung, inwieweit man politisch mitwirken kann, steht in enger 
Verbindung mit der Zufriedenheit darüber, wie die Demokratie in Mecklenburg- 
Vorpommern funktioniert. Von denjenigen, die der Ansicht sind, sie könnten 
politisch etwas bewirken, sind über die Hälfte (51 %) zufrieden damit, wie die 
Demokratie in ihrem Bundesland funktioniert. Von denjenigen, die meinen, ihr 
Tun hätte kaum Auswirkungen auf die politische Gestaltung des Lebens in 
Deutschland, ist lediglich jeder Vierte mit dem Funktionieren der Demokratie 
zufrieden. 

                                 Notwendige Erinnerungen 
                  Eine Veranstaltung der Erinnerungs-, Bildungs- und    
                  Begegnungsstätte Alt Rehse 

Am 30. 06. 2023 eröffnete unser Partnerverein EBB Alt Rehse neben seiner 
eigenen Ausstellung über den Lernort und Gedenkort Alt Rehse eine Sonder- 
ausstellung zum Thema „Grafeneck 1940 - NS-Euthanasie‘ im deutschen 
Südwesten - Geschichte und Erinnerung“. Der Projektleiter des EBB Alt Rehse, 
Dr. Rainer Stommer, konnte den Leiter der Gedenkstätte Grafeneck, Thomas 
Stöckle, begrüßen, der anlässlich der Ausstellungseröffnung über die Ver- 
nichtungsanstalt in Grafeneck referierte. Dr. Stommer betonte in seinen 
einleitenden Worten die aktuelle Notwendigkeit und Verpflichtung, die 
Erinnerung an Verbrechen des Nationalsozialismus wachzuhalten. Den Hörern 
des Vortrags von Thomas Stöckle wurde ein informativer Einblick in das 
Vernichtungsinstrumentarium der faschistischen Diktatur geboten. Auch die 
Verbindung der Gedenkstätten Alt Rehse und Grafeneck wurde offensichtlich: 

In Alt Rehse wurde die „Reichsärzte-Führerschule“ errichtet, die der ideolo- 
gischen Schulung von ausgewählten Ärzten diente. Dr. Stommer schrieb in einem 
von ihm herausgegebenen Sammelband „Medizin im Dienste der Rassen- 
ideologie“ zur Führerschule der deutschen Ärzteschaft: „Alt Rehse wurde gezielt 
als ein Ort begründet, der als ideologisches und architektonisches Aushänge- 
schild fungieren sollte. … Mit Alt Rehse erschuf man sich den symbolischen Ort, 
der für den umfassenden Anspruch auf Umsetzung der gesundheitspolitischen 
und rassenideologischen Ziele stand.“ 

In Grafeneck (Württemberg) entstand die erste von sechs Einrichtungen (außer 
Grafeneck: Bernburg, Brandenburg, Hadamar, Hartheim und Sonnenstein), die 
zur Umsetzung des sog. „Euthanasiebefehls“ der Nazis dienten und einen 
radikalen Bruch mit dem „Hippokratischen Eid“ (vor etwa 2000 Jahren als 
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ethische Norm für Ärzte im antiken Griechenland formuliert) darstellte. 
„Euthanasie“ - übersetzt: „schöner Tod“ - beruhte auf einen „Ermächtigungs- 

erlass“ (auch als „Gnadentoderlass“ bezeichnet) Hitlers vom 18.08.1939 (der 
aber auf den Tag des Kriegsbeginns am 01.09.1939 datiert wurde): „Reichsleiter 
Bouhler und Dr. med. Brandt sind unter Verantwortung beauftragt, die 
Befugnisse namentlich zu bestimmender Ärzte so zu erweitern, dass nach 
menschlichem Ermessen unheilbar Kranken bei kritischer Beobachtung ihres 
Krankheitszustandes der Gnadentod gewährt werden kann.“ 

In Grafeneck liefen bis Januar 1940 die Vorbereitungen für die Mordaktionen. 
Am 18.01.1940 traf der erste Transport von psychisch Kranken bzw. geistig 
Behinderten aus Heil- und Pflegeanstalten ein, die am gleichen Tag in einer 
stationären Anlage getötet wurden. Bis zum 13.12.1940 wurden hier 10 654 
Menschen ermordet! Dann wurde die Aktion in Grafeneck beendet, der sog. 
„Euthanasiebefehl“ wurde formal abgeschlossen, weil das für Deutschland 
gesetzte Ziel, eine bestimmte Anzahl der Kranken der Heil- und Pflegestätten zu 
liquidieren, erreicht war. Auch an den anderen fünf Orten der NS-Euthanasie- 
aktion wurde die spezielle Aktion zwischen 1941/1942 beendet. Insgesamt fielen 
dieser ersten Vernichtungsphase im genannten Zeitraum 70 273 Menschen zum 
Opfer! 

In Studien und anderen wissenschaftlichen Veröffentlichungen wird über die 
Vorgänge ein zusammenfassendes Urteil gefällt: Die Tötungseinrichtungen wie 
Grafeneck  werden  als  „Vernichtungseinrichtungen“,  „Tötungsanstalten“, 
„Mordfabriken“ und „Euthanasiezentren“ bezeichnet. Die Aktion selbst wird 
insgesamt als „bürokratisiertes und staatliches arbeitsteiliges Großverbrechen“ 
mit einer „arbeitsteiligen Täterschaft“ beschrieben, hinter dem sich eine 
„Grenzüberschreitung“ und ein bewusster „Zivilisationsbruch“ verbergen. Das 
Ganze war ein „industrieller Massenmord“. In einer Dokumentation der 
Gedenkstätte Grafeneck ist zu lesen: „Jeder fünfte der einhundert Täter von 
Grafeneck findet sich später in den Vernichtungslagern des Ostens, als 
Handlanger, als Verwalter, als Kommandanten von Belzek und Treblinka oder 
aber als Lagerarzt von Auschwitz-Birkenau.“ So erscheinen die Vorgänge in 
Grafeneck und den weiteren fünf Einrichtungen der Euthanasiephase Anfang der 
vierziger Jahre als eine Art „Probelauf“ für die weiteren Massenmorde und den 
späteren Holocaust an den Juden in Deutschland und Europa. 

Zu erinnern ist aber auch daran, dass in der Bundesrepublik Deutschland nur ein 
verschwindend kleiner Teil der Täterschaft bis in die sechziger Jahre des 20. 
Jahrhunderts juristisch in gewisser Weise zur Rechenschaft gezogen wurde. 
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Angesichts der wachsenden Unkenntnis über die nationalsozialistischen Ver- 
brechen ist die Vertiefung der entsprechenden Erinnerungskultur eine höchst 
aktuelle Aufgabe. In einer Zeit, in der wachsende rechte und rechtsextreme 

Einflüsse die demokratische Ordnung bedrohen, sind solche Veranstaltungen, 
wie sie in unserer unmittelbaren Nachbarschaft in der Gedenkstätte Alt Rehse 
stattfinden, ein wichtiger Beitrag zur erforderlichen Erinnerung und Mahnung 
für Gegenwart und Zukunft. Dafür sei den Veranstaltern gedankt. 

Joachim Gasiecki 

 

Mitteilung 

Die seit einiger Zeit aufgetretenen Schwierigkeiten in der Besetzung 
der Geschäftsstelle des Landesverbandes und der Leitung des 
Bildungsringes“ Europa MV“, die durch notwendige Personalwechsel 
entstanden waren, sind behoben. 

Der Landesvorstand hat auf seiner Sitzung am 07.07.2023 der 
Einstellung von Frau 

 

Franziska Schulze 

als Leiterin des Bildungsringes „Europa MV“ zugestimmt. 

 
Damit ist die Geschäftsstelle zu den bekannten und im Aushang ein- 
zusehenden Öffnungszeiten wieder kontinuierlich besetzt. 

 
 

 

                                                                             Impressum 

 
Herausgeber: Bildungsring „Europa MV“ des   Landesverbandes der            

                         Europa-Union Mecklenburg-Vorpommern  

 

 Redaktion:      Prof. Dr. Joachim Gasiecki  
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Teil II: 
              Informationen aus dem Trägerverein Landesverband MV der EUD 

 
Von der Sitzung des Landesvorstandes am 07.07.2023 in Rostock 

Im Vordergrund der Beratung standen verschiedene Aufgaben und Probleme bei 
der weiteren Gestaltung der Aktivitäten des Landesverbandes und seines 
Bildungsringes „Europa MV“. 

Wesentlich war die getroffene Zustimmung zur Einstellung einer neuen 
Leiterin des Bildungsringes ab 01.07.2023, die sich sicher positiv auf die weitere 
Umsetzung des Veranstaltungsplanes des Bildungsringes im laufenden Jahr 
auswirken wird. 

Folgende geplante Veranstaltungen - neben den verschiedenen 
Veranstaltungsreihen des Bildungsringes - werden die Höhepunkte des 2. 
Halbjahres 2023 sein: 

- Am 07./08. 2023 findet in der Europäischen Akademie in Waren das 
diesjährige Landesseminar statt, das - wie gewohnt - eine herausragende 
Veranstaltung der politischen Bildung sein wird. 

- Am Abend des 07.08. wird die Gelegenheit der Anwesenheit vieler 
Mitglieder genutzt, die satzungsmäßig durchzuführende 
Landesversammlung zu realisieren. 

- Landesverband und Bildungsring beteiligen sich an der „Inter- kulturellen 
Woche“ der Stadt Neubrandenburg im September mit eigenen 
Veranstaltungen. 

- Für Ende November/Anfang Dezember ist das traditionelle „Deutsch-

Polnische Seminar“ vorgesehen, das sich inhaltlich mit den im Herbst 

stattfindenden Wahlen in Polen beschäftigen wird. 

- Der Landesvorstand nahm zur Kenntnis, dass das Veranstaltungsangebot 
der Kreisverbände nach den pandemiebedingten Ausfällen der letzten 
Jahre wieder normales Niveau erreicht hat. 

- Es kann sicher davon ausgegangen werden, dass die aktive Mitarbeit 
unserer Mitglieder unter den vorhandenen politischen Krisenmomenten 
besonders wichtig für die politische Bildungsarbeit ist. 

(Zusammenfassung: Joachim Gasiecki) 
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